
Atlas der Globalisierung 

 

Zu Beginn des Jahres 2008 hätte kaum jemand darauf gewettet, dass ein junger schwarzer 

Senator aus Illinois im November zum Präsidenten der USA gewählt würde. Ebenso wenig 

hätte man vermutet, dass noch ein ganz anderes Ereignis dem Jahr den entscheidenden 

Stempel aufprägen würde. 2008 sollte für Barack Obama, sein Land und den gesamten 

Planeten das Jahr werden, in dem das Weltfinanzsystem erschüttert wurde. Mit ihrer 

zerstörerischen Kraft hält die Krise seitdem unserem wirtschaftlichen, sozialen und 

ökologischen Modell den Spiegel vor, einem Modell, das der Atlas der Globalisierung von Le 

Monde diplomatique in all seinen Facetten und Auswirkungen darstellt. 

Anfang 2008 schienen die sprunghaft ansteigenden Energiepreise die Umwälzungen in der 

Welt zu beschleunigen. Vom Preisanstieg profitierten ausgerechnet strategische Gegner der 

USA wie Russland, Venezuela und Iran. Ende 2008 war der Ölpreis, der im Juli 147,50 Dollar 

pro Barrel erreicht hatte, wieder unter 40 Dollar und damit auf den Stand von 2003 gefallen. 

Die Finanzkrise, die an der Wallstreet in New York begonnen hatte, hat in den westlichen 

Ländern einen Einbruch im Kreditgeschäft, den Rückgang der globalen Nachfrage und den 

Preissturz bei den Energiepreisen ausgelöst. Die Angst vor Inflation und Verschuldung ging 

zumindest teilweise in der Angst vor Deflation und Massenarbeitslosigkeit unter. Für kurze 

Zeit drohte die grüne Energie, die bei einem Ölpreis von 150 Dollar pro Barrel rentabel 

wurde, zur nächsten Spekulationsblase zu werden – so wie die Tulpenkrise im 17. 

Jahrhundert, die New-Economy-Blase im Jahr 2000 und eben der Immobilien-Hype in den 

USA bis 2007. 

Dabei hätte 2008 das Jahr der »Entkoppelung« werden sollen. Der Niedergang des Imperium 

Americanum würde, so hieß es, dem wieder erstarkenden Russland und den neuen Giganten 

Brasilien, Indien und China den Weg frei machen. Ein paar Monate später war auch diese 

Prognose infrage gestellt. Obwohl die USA das Epizentrum des Börsencrashs bildeten, sank 

der Dow Jones »nur« um ein Drittel und damit weniger als die Kurse an anderen 

Weltfinanzplätzen. Der Dollar hat im Verhältnis zu einem repräsentativen Korb großer 

Währungen sogar um 10 Prozent zugelegt. 

Auch auf die ideologische Entkoppelung warten wir bis heute. Von ein paar frommen 

Ratschlägen und Versprechen der Besserung abgesehen, haben die folgenden G-20-Gipfel in 

Washington und London nur bekräftigt, dass die Prinzipien des Marktradikalismus nach wie 

vor das allgemeine Credo sind. Diesen Standpunkt vertraten dort auch angeblich linke 



Regierungen wie die Brasiliens, Argentiniens und Südafrikas. Das hindert freilich niemanden, 

schon gar nicht die USA, Vereinbarungen zu brechen, sobald die jeweiligen nationalen 

Interessen dies erforderlich machen. Es ist ein bisschen so, als würde jemand, um gegen 

seinen erlahmenden Glauben anzukommen, sich mechanisch immer wieder die alten Gebete 

vorsagen. Der Irrglaube breitet sich trotzdem immer weiter aus. Die Schuldenkrise – ausgelöst 

durch die berüchtigten Subprime-Kredite, die rückzahlungsunfähige Verbraucher in die 

Klemme brachten – ließ die Nachfrage der Zahlungskräftigen einbrechen. Und was soll jetzt 

Abhilfe schaffen? Ausgerechnet die Anhäufung gigantischer Schulden! Die neoliberalen 

Fundamentalisten entdecken auf einmal John Maynard Keynes wieder, und ihre ideologische 

Verwirrung geht so weit, dass Newsweek schon Karl Marx feiert. Die amerikanische 

Wochenzeitschrift stellte einem Hintergrundartikel über die Krise einen Satz aus dem 

Manifest der Kommunistischen Partei als Motto voran: »Die moderne bürgerliche 

Gesellschaft, die so gewaltige Produktions- und Verkehrsmittel hervorgezaubert hat, gleicht 

dem Hexenmeister, der die unterirdischen Gewalten nicht mehr zu beherrschen vermag, die er 

heraufbeschwor.«Dieser Text ist von 1848. Er wirkt insgesamt weniger veraltet als die 

Analysen des Internationalen Währungsfonds (IWF). Im November 2008 sagte der IWF für 

2009 ein weltweites Wachstum von 2,2 Prozent voraus. Zwei Monate später wurde die 

Voraussage korrigiert: Es sei doch nur mit 0,5 Prozent zu rechnen. Im April 2009 waren es 

1,3 Prozent – aber im Minus. Und im Juni lag die Prognose bei minus 1,4 Prozent. Mitte 

August hieß es dann, das Ärgste sei überstanden, in Deutschland und Frankreich wachse die 

Wirtschaft sogar wieder. Somit erweisen sich die laut Selbstauskunft »besten Ökonomen der 

Welt«, die unverbesserlichen Architekten der verfehlten neoliberalen Politik, obendrein als 

unfähig, vorherzusagen, was noch im Jahr ihres Orakels geschehen wird. »In vierzig Jahren 

Studium der Wirtschaft der Großmächte habe ich nie erlebt, dass sich die Zahlen so oft und in 

solchen Dimensionen veränderten«, erklärte der Historiker Paul Kennedy. Paradoxerweise 

ergeben die Vorhersagen auf lange Sicht ein konsistenteres Bild. Denn wenn man den 

Zeitraum der letzten dreihundert oder fünfhundert Jahre anschaut, so Kennedy weiter, »dann 

nähert sich die amerikanische Abhängigkeit von ausländischen Investoren immer mehr dem 

Niveau der Auslandsverschuldung, die wir Historiker gewöhnlich mit Philipp II. von Spanien 

und Ludwig XIV. in Verbindung bringen«. 

Zeitlich für uns viel näher ist die Tatsache, dass jenseits schwankender Energiepreise der 

heutige Zustand der Umwelt die Warnungen von vor dreißig Jahren bestätigt: Die 

Meeresspiegel steigen, der Strom der Klimaflüchtlinge schwillt an und der Regenwald am 



Amazonas schrumpft jedes Jahr um 10 000 Quadratkilometer. Das sind so sichere 

Vorhersagen, dass sogar der IWF sie wagen könnte, ohne sich zu blamieren! 


